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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.05.1987 

Geschäftszahl 

86/17/0016 

Rechtssatz 

Der Beschwerdeführer bestreitet die Erheblichkeit der Preisüberschreitung von 8,4 Prozent. Das Gesetz definiert 
und erläutert nicht wann eine erhebliche Preisüberschreitung vorliegt. Der Verwaltungsgerichtshof hat daher in 
seiner Rechtsprechung die Frage der Erheblichkeit der Preisüberschreitung als Tatfrage behandelt und bei 
Massenverbrauchsartikeln und insbesondere bei Lebensmitteln des täglichen Bedarfes einen strengeren Maßstab 
angelegt als etwa bei Nähmaschinen. Er hat weiters dargetan, daß bei der Beurteilung des Begriffes "erheblich" 
der Maßstab in dem Umfang der nachteiligen Auswirkungen gefunden werden kann, die die jeweilige 
Preiserhöhung, ganz allgemein betrachtet, für den Konsumenten haben kann. Eine Überschreitung des 
ortsüblichen Preises um 10 Prozent ist nach der Rechtsprechung jedenfalls schon dann als erheblich anzusehen, 
wenn es sich - wie etwa bei der Miete von Elektrobooten - um keinen Massenkonsumartikel handelt. 

Beachte 

Siehe jedoch: 
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